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Haußmann: Fahrschulen im Land den Betrieb endlich ermöglichen

Fahrlehrerverband Baden-Württemberg e.V. warnt vor Ungleichbehandlung und gravierenden
wirtschaftlichen Folgen.

„Die Fahrschulen im Land haben Gleichbehandlung verdient. Ich fordere die Landesregierung auf,
umgehend zu handeln, damit die Büros, der Unterricht sowie die konkreten Fahrstunden unter
Beachtung der erforderlichen Hygiene wieder aufgenommen werden können. Es ist nicht
nachvollziehbar, weshalb normale Gewerbebetriebe geöffnet haben dürfen, Fahrschulen jedoch nicht.
Fahrschulen kennen Ihre Schülerinnen und Schüler namentlich, es wäre also in jedem Fall jederzeit eine
Nachverfolgung möglich. Die Verbände haben ein schlüssiges Konzept vorgelegt, wie die Hygiene
sichergestellt werden kann. Es ist jetzt Zeit zu handeln, bevor noch mehr wirtschaftlicher Schaden
entsteht und vor allem die Jüngeren noch länger auf ihren sehnlich erwarteten Führerschein warten
müssen.“ Dies sagte der verkehrspolitische Sprecher der FDP/DVP Fraktion im Landtag von Baden-
Württemberg Jochen Haußmann.

 

Der Vorsitzende des Fahrlehrerverbands Baden-Württemberg e.V., Jochen Klima, ergänzte:

„Nach Beschluss der Landesregierung Baden-Württemberg dürfen seit Montag u.a. einige Schulen,
Friseure, und zahlreiche andere Läden ihren Betrieb unter Beachtung vorgegebener Hygiene-
Bestimmungen wieder aufnehmen. Für Fahrschulen hingegen gilt der Lockdown weiter. Eine
Wiederaufnahme des Ausbildungsbetriebs soll gesamtumfänglich frühestens ab 25. Mai zugelassen
werden.

Die Fortdauer des Verbotes ist völlig unverhältnismäßig und verschärft die ohnehin prekäre
wirtschaftliche Lage vieler Fahrschulen unseres Bundeslandes in unverantwortlicher Weise. Viele unserer
Mitglieder wollen und können sich diese unbegründete, ihre Existenz bedrohende Diskriminierung nicht
bieten lassen.“


